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Die Angst vor dem Wolf bleibt
Nutztierhalter fürchten sich vor ihm.Dennoch lehnt derGrosse Rat ein Konzept für denUmgangmit demWolf ab.

SilvanMeile

Der 27. Februar 2017 ging in die
Thurgauer Geschichtsbücher
ein. Nach mehr als 200 Jahren
war der Wolf nachweislich zu-
rück. Ein Freudentag war das
aber nicht. Bei seiner Rückkehr
floss Blut. Wolfsrüde M75 riss
mehrere Schafe im Thurgau,
versetzte Tierhalter in Angst
und Schrecken.

Sechs Jahrenachdemerwie-
senen Streifzug eines Wolfs
durch den Thurgau war das
Raubtier Thema im Grossen
Rat.Eswürde sichneueLebens-
räumesuchen.Dabei seienauch
dicht besiedelte Gebiete für ihn
kein Hindernis, warnte Eveline
Bachmann (SVP, Frauenfeld).
«Jetzt ist dieZeit vorzusorgen»,
appellierte die Bäuerin. Sie ver-
langte ein kantonales Konzept,
um den Umgang mit demWolf
konkreter zu regeln. Bachmann
gabzuverstehen,wie siepersön-
lich über die Daseinsberechti-
gung des Wolfes denkt: «Eine
Koexistenz mit Mensch und
Nutztierenhat es nie gegeben.»

Unterstützung erhielt Bach-
mannausder eigenenFraktion.
Urs Schär (SVP, Langricken-
bach) verwies darauf, wie stark
diePopulationenunddamit der
Landanspruch dieser Tiere seit
derenWiedereinwanderungaus
Italien gestiegen sind. Die
Angriffe auf Nutztiere im Thur-
gau der vergangenen Jahre
hätten nun gezeigt: «Ein kanto-
nalesWolfskonzept ist dringend
nötig.»

EinseltenerGast liefert
vielGesprächsstoff
Doch die meisten Votanten im
GrossenRatunterstütztendiese
Forderung nicht. «Aktuell
braucht es kein Thurgauer
Wolfskonzept», sagte Andreas
Opprecht (FDP,Sulgen).Ein sol-
ches hätte nur eine einge-
schränkteWirkung, daderWolf

als geschützt gilt. Den Umgang
mit ihmregelt einBundesgesetz.

25 Rudel leben in der
Schweiz und dem Grenzgebiet
zu ItalienundFrankreich. Selten
tauchen im Flachland einzelne
Tiere auf. Streifzüge als Erkun-
dungstouren für neue Lebens-
räume führten Wolfsrüden ins
Unterland. Obwohl sie nur sel-
tene Gäste sind, vermögen sie
die Thurgauer Politik am Mitt-
woch zu beschäftigen.

«DerWolf fordert uns alle»,
sagt Biologe Mathis Müller aus
Pfyn,der fürdieGrünen imKan-
tonsparlament sitzt. «NeueTie-
re werden durch den Thurgau

streifen.» In erster Linie gelte
es, denHerdenschutz für Nutz-
tiere zu verbessern. Der Wolf
habe einen denkbar schlechten
Leumund. «Ich wünschte mir
mehr Gelassenheit bei diesem
Thema.»

Schützenhilfe fürBündner
Kantonsparlament
DieLage sei nicht entspannt für
die Nutztierhalter im Thurgau,
sagte Opprecht. In der Land-
wirtschaftwerdeesvermehrt zu
Konflikten kommen, der Wolf
öfters imvoralpinenGebiet und
auch im Thurgau anzutreffen
sein.Dochvor allemThurgauer

Landwirte, die Tiere während
des Sommers auf Bündner
Alpen bringen, zeigten sich be-
sorgtüberdiedort ansteigenden
Wolfspopulationen.Vermutlich
auf der Flucht vorWölfen seien
Tiere von ihmauf einerDavoser
Alp schon zu Tode gestürzt, er-
klärteLandwirt JosefGemperle
(Mitte, Fischingen). Er sprach
sich für ein verschärftes Gesetz
aus, das mehr Abschüsse von
Wölfen ermöglichenwürde.

Die zuständige Regierungs-
rätinCorneliaKomposch sagte,
dem Thurgau biete sich die
Möglichkeit, beimGesetzespro-
zess aufBundesebenemitzuwir-

ken. Sie wolle die Wolfsrisse
nicht kleinreden. Doch Kom-
posch setzte diese auch inRela-
tionen. Bereits bevor der Wolf
hierzulande wieder auftauchte,
seienbeiAlpsömmerungenzwi-
schen zwei bis neun Prozent
Verluste anNutztieren zubekla-
gengewesen, etwawegenStein-
schlägen, Abstürzen oder Blitz-
schlägen.Das sei sogeduldetge-
wesen. Nun verursache jeder
Wolfsriss einen Aufschrei, die
effektiven Verlustzahlen seien
jedoch ähnlich hoch geblieben.
DenVorwurf, dieThurgauerRe-
gierung verstecke sich beim
Thema Wolf hinter dem Bund,
wies sie zurück.

Einigkeit herrschte bei den
Thurgauern über die Zukunft
des in die Schlagzeilen gerate-
nenWolfsrudels amPizBeverin.
Mehrere Redner – auch Regie-
rungsrätin Komposch – zeigten
Verständnis fürdenkürzlichge-
fällten Entscheid des Bündner
Kantonsparlaments. Demnach
soll ein ganzes Wolfsrudel ge-
schossen werden. Das Beverin-
Rudel gilt als problematisch, riss
bereits viele Nutztiere und
kommt Menschen auffallend
nahe. Ein Abschuss des ganzen
Rudels verstösst jedoch gegen
geltendes Bundesrecht.

DerWolfsalarmsoll
interkantonalwirken
«Aktuell haben wir in unserem
Kanton zum Glück kein Wolfs-
problem», sagte Franz Eugster
(Mitte, Bischofszell) im Namen
der Mitte/EVP-Fraktion. Der
nebenberufliche Schafzüchter
verwies stattdessendarauf, dass
das SMS-Alarm-System zwin-
gendmitdenNachbarkantonen
abgesprochen werden müsse.
DieseForderungäusserte er be-
reits vor drei Jahren. «Für mich
in Bischofszell wäre es von Be-
deutung zu erfahren, wenn in
Niederhelfenschwil ein Wolf
wütet.»

SVP-Kantonsrätin EvelineBachmannhattemit der Forderung nach einemkantonalenWolfskonzept kaum
Unterstützung ausserhalb der SVP. Bild: Andrea Tina Stalder

Grosser Rat folgt dem Wunsch von Behinderten
Knapper Entscheid gegen denWillen des Regierungsrats für ein Rahmenkonzept «Wohnen undArbeiten».

Hans Suter

«Esbrauchtunbedingt einRah-
menkonzept zur Behinderten-
politik in den Bereichen Woh-
nen und Arbeiten», sagt Kan-
tonsrätin Nicole Zeitner (GLP,
Stettfurt). Zusammen mit zehn
Mitantragstellenden sowie 68
Mitunterzeichnenden hat sie
denAntrag dazu eingereicht.

DerRegierungsrat lehntden
Antrag abmit der Begründung,
dasgültigeBehindertenkonzept
und das aktuelle Leitbild des
Kantons Thurgau würden die
zentralen Forderungen der
UNO-Behindertenrechtskon-
vention bereits enthalten und
die Arbeit in der vorberatenden
Kommission sei so weit fortge-
schritten, dass mit einer Bera-
tung im Grossen Rat im Früh-
jahr 2023 zu rechnen sei.

Für viele Grossratsmitglie-
der kommt die Traktandierung
des Geschäfts unerwartet

schnell. Es sei kaum genügend
Zeit geblieben, sich seriös mit
der Vorlage auseinanderzuset-
zen, führt Roland Wyss (EVP,
Frauenfeld) aus. «Der Regie-
rungsrat war ebenfalls über-
rascht über die kurzfristige
Traktandierung», bestätigt Re-
gierungsrat UrsMartin.

«BeinahedenMutunddie
Kraft verloren»
FürnochmehrÜberraschungen
sorgen zwei Kehrtwenden. Mit
der Beantwortung des Antrags
habe sich der Regierungsrat
selbst eineGoldmedaille verlie-
hen, indem er selbstlobend auf
alles hinweise, was er bereits in
derBehindertenpolitik geleistet
habe.«BeimLesenderAntwort
hat mir der Atem gestockt, so-
dass ich beinahe den Mut und
die Kraft verloren habe, weiter
für dieses Rahmenkonzept zu
kämpfen», sagt Nicole Zeitner.
KolleginnenundKollegen sowie

einGrossteil derMitunterzeich-
nendenhätten sieermutig, nicht
aufzugeben. Wer vertiefte
Kenntnisse habe, der wisse,
«dassnicht alles glänzt,washier
golden dargestellt wird».

RegierungsratUrsMartin zi-
tiert aus einem E-Mail von Ni-
coleZeitnervom7.Februar2023
an sein Amt: Sie werde aus ver-
schiedenenGründen ihrenKol-
leginnenundKollegenvorschla-
gen, den Antrag zurückzuzie-
hen. Siemöchte unter anderem
der intensiven Arbeit der inter-
disziplinären Arbeitsgruppe
eine Chance geben. Die vielen
kritischen Fragen an den Pro-
zess hätten dazu geführt, dass
inzwischen enorm viel gearbei-
tet worden sei und mit der Ein-
bindungvonzusätzlicher fachli-
cherUnterstützung am 16. Feb-
ruar sehr gute Ergebnisse der
Arbeitsgruppenpräsentiertwer-
den könnten. Zeitner bestätigt
dies undwiederholt: «BeimLe-

sen der Antwort hat mir der
Atemgestockt, sodass ichbeina-
he denMut und die Kraft verlo-
ren habe.» Während Zeitner
weiterkämpft, istMitantragstel-
lerKurtBaumann (SVP,Sirnach)
ausgestiegen. «Ich lehne den
Antrag heute ab», sagt er. «Be-
vormanplant,mussmanRegeln
schaffen. Genau das wird nun
erarbeitet mit dem Finanzie-
rungsgesetz. Das Rahmenkon-
zeptwürdenur zusätzlicheRes-
sourcen binden.»

Wie werden die Fraktionen
entscheiden? Darauf sind auch
rund 40 Menschen mit Behin-
derung, ihreBetreuerinnenund
PersonenvonundausdemUm-
feld von Pro Infirmis gespannt.
Da die Zuschauertribüne nicht
rollstuhlgängigundohnehinbe-
engt ist,müssenvieledieDebat-
te im Foyer am Bildschirm ver-
folgen.

Die GLP stellt sich klar hin-
ter den Antrag, die Mitte/EVP-

Fraktion mehrheitlich, ebenso
ein grösserer Teil der FDP. Die
Fraktionen von SP, Grünen und
EDU sprechen sich einstimmig
für den Antrag aus, die SVP ist
einstimmigdagegen.UrsMartin
wirbt für die Ablehnung: «Die
Antragsteller fordern einen Be-
richt über einenBereich, der 20
bis 30 Prozent der Betroffenen
umfasst. Der Regierungsrat lie-
fert bis zumEndedes Jahres sei-
nenBericht für 100Prozent. Sie
bringen dadurch Sand ins Ge-
triebe.» Dem entgegnet Nicole
Zeitner: «Das Wohnen und
Arbeiten ist zwarnur einTeilbe-
reich, aber es ist der Kernbe-
reich. Die Zukunft wird ein
Gleichstellungsgesetz sein.»

In der Abstimmung spre-
chen sich 68 Grossratsmitglie-
der für die Erstellung des Rah-
menkonzepts aus,womitdasab-
solute Mehr erreicht wird, 51
sprechen sich dagegen aus, drei
enthalten sich der Stimme.

Gsaat isch gsaat

«Sie können der Katze auch
Büsi sagen.»
Kurt Baumann (SVP, Sirnach)
Partei) beweist zoologischen
Sachverstand.

«AuchPräsidentinnenhaben
manchmal schwache Tage.»
Grossratspräsidentin Barbara
Dätwyler zeigt Verständnis in
eigener Sache.

«Wer hat die Taste eins nicht
gefunden?»
NochmalsBarbaraDätwyler, die
nach einem Parlamentarier
forscht, der im elektronischen
System verloren ging. (ck)

Ratsjournal
139Personenerhalten
kantonalesBürgerrecht

Bestätigung Der Thurgauer
GrosseRat stimmtallen 83Ein-
bürgerungsgesuchen von ge-
samthaft 139 Personen diskus-
sionslos zu. Den vier Gesuchen
mit neun Personenmit Schwei-
zer Pass wird einstimmig ent-
sprochen. Bei den Gesuchstel-
lernausdemAusland sagen108
Parlamentsmitglieder Ja, sechs
Nein und zehn enthalten sich
der Stimme. (hs)

Gesetz überStrassenund
Wegehat dasZiel erreicht

Geschafft Die Änderung des
Gesetzes über Strassen und
Wege ist in trockenen Tüchern.
Wegen zweier Übertragungs-
fehler folgte die Abstimmung
erstmit Verspätung. Immerhin:
Zur bereinigten Vorlage gab es
keineGegenstimmen. (hs)

Elektrofahrzeuge:
Bonus bleibt
Fragestunde Der überwiegen-
deAnteil der eingelöstenPerso-
nenwagen ist noch immer mit
einemVerbrennungsmotor aus-
gerüstet. Nach wie vor brauche
es Anreize, um das Verhältnis
der elektrisch angetriebenen
Autos zu erhöhen, sagte Regie-
rungsrätinCornelia Komposch.
Ein solcher ist die Reduktion
der Strassenverkehrssteuer
für Elektroautos. Das soll so
bleiben.DeniseNeuweiler (SVP,
Langrickenbach) fragte, ob die
Regierung demnächst eine
Gleichbehandlungbeabsichtige.

Paul Koch (SVP, Oberneun-
forn) fragte nach, wie es umdie
Behebung der Schwachstellen
bei 146dringendzusanierenden
Fussgängerstreifen steht.Bau-
direktorDominikDiezi bestätigt
Verzögerungen. Erst 80 seien
vollständig saniert.VieleProjek-
te würden noch durch nicht be-
einflussbareFaktorenverzögert:
Landerwerb, Baubewilligungs-
verfahren, Einsprachen, man-
gelndeProjektleiterkapazitäten.

«Das Konto ist eröffnet, das
Thema hat sich erledigt.» Auf-
grund des Bankgeheimnisses
könneauchdieThurgauerKan-
tonalbank nicht mehr dazu sa-
gen. Regierungsrat Urs Martin
beantwortete die Frage von
Kantonsrätin Barbara Müller
(Ettenhausen) zummitVerzöge-
rung gewährten TKB-Konto
desVereinsAufrechtThurgau
nur knapp. (sme/hs)


